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B R E M I S C H E   B Ü R G E R S C H A F T

Landtag
15. Wahlperiode

Drucksache 15 /854
(zu Drs. 15/767)

10. 10. 01

Mitteilung des Senats vom 9. Oktober 2001

Einführung eines Bremischen Informationsfreiheitsgesetzes — Chance für eine
neue Partnerschaft zwischen Regierung und Bürgerinnen und Bürgern

Die Fraktion der SPD hat unter Drucksache 15/767 eine Große Anfrage zu obigem
Thema an den Senat gerichtet.

Der Senat beantwortet die Große Anfrage wie folgt:

1. In welchen Bundesländern wird über die Einführung eines Informations-
freiheitsgesetz diskutiert?

In Baden-Württemberg hat der Landtag in der 12. Legislaturperiode einen Gesetz-
entwurf der damaligen Fraktion die Republikaner für ein „Gesetz zum Schutz des
freien Informationszugangs in Baden-Württemberg“  abgelehnt. Seitens der Lan-
desregierung gibt es derzeit keine Bestrebungen, ein Informationsfreiheitsgesetz
einzuführen. Die SPD-Fraktion hat in der 12. Legislaturperiode angekündigt, in
der jetzigen 13. Legislaturperiode einen eigenen Gesetzentwurf vorzulegen.

In Bayern haben die Fraktionen der SPD und von Bündnis 90/Die Grünen im
Bayerischen Landtag im März diesen Jahres jeweils einen Gesetzentwurf für ein
Bayerisches Informationsfreiheitsgesetz eingebracht (LT-Drs. 14/6034 und 14/
6180). Beide Gesetzentwürfe haben in den Ausschussberatungen keine Mehrheit
gefunden, die 2. Lesung steht noch aus.

In Berlin ist das Informationsfreiheitsgesetz Berlin (IFG Berlin) seit Oktober 1999
in Kraft.

Brandenburg hat ein Akteninformationsgesetz (AIG Brandenburg), das seit März
1998 in Kraft ist.

In Bremen prüft der Senat, ob ein Gesetzentwurf vorgelegt werden soll. Die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen hat einen Gesetzentwurf für ein Gesetz über die Frei-
heit des Zugangs zu Informationen für das Land Bremen (Drs. 15/768) in die Bür-
gerschaft (Landtag) eingebracht.

In Hamburg gibt es derzeit keine parlamentarischen Gesetzesinitiativen für ein
Informationsfreiheitsgesetz.

In Hessen befindet sich der Entwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen für ein
Informationsfreiheitsgesetz (Drs. 15/768) in der Ausschussberatung im Haupt-
ausschuss. Nach einer Anhörung hat die Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen
einen Änderungsantrag eingereicht (Drs. 15/2766).

Nach Aussage des Innenministeriums Mecklenburg-Vorpommern wird in Meck-
lenburg-Vorpommern die rechtspolitische und -wissenschaftliche Diskussion zur
Frage eines Informationszugangsrechtes mit großem Interesse verfolgt. Allerdings
seien die Überlegungen hierzu noch nicht abgeschlossen, so dass eine eindeutige
Aussage über das Ob und Wie einer entsprechenden Gesetzesinitiative noch nicht
gemacht werden könne.



— 2 —

In Niedersachsen beraten der federführende Ausschuss für Rechts- und Verfas-
sungsfragen und die Ausschüsse für Verwaltungsreform und öffentliches Dienst-
recht und für innere Verwaltung über einen Entschließungsantrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen zum Thema „Stärkung der Demokratie und mehr
Verwaltungstransparenz in Niedersachsen — Landtag macht sich stark für ein
Informationsfreiheitsgesetz“ (Drs 14/2194).

In Nordrhein-Westfalen berät der Rechtsausschuss über einen Gesetzentwurf der
CDU (Drs. 13/321) und einen Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und Bündnis
90/Die Grünen (Drs. 13/1311) zum Thema.

In Rheinland-Pfalz wird die Einführung eines Informationsfreiheitsgesetzes der-
zeit nicht diskutiert.

Im Saarland prüft die Verwaltung, ob ein Entwurf für ein Informationszugangs-
gesetz verfasst werden soll.

In Sachsen berät der Innenausschuss über einen Entwurf der Fraktion der SPD
(Drs. 3/2394) zum Thema.

In Sachsen-Anhalt hat die Fraktion der PDS im Landtag einen „Entwurf eines
Gesetzes über die Freiheit des Zugangs zu Informationen für das Land Sachsen-
Anhalt (Informationszugangsgesetz für das Land Sachsen-Anhalt  — IZG-LSA)
und Änderung des Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten der Bürger“
vorgelegt (Drs. 3/4253). Nach der Sommerpause wird im Landtag dazu eine Anhö-
rung stattfinden.

In Schleswig-Holstein ist im Februar 2000 das Informationsfreiheitsgesetz für das
Land Schleswig-Holstein (IFG Schleswig-Holstein) in Kraft getreten.

In Thüringen ist derzeit keine Initiative erkennbar.

Auf Bundesebene ist seit dem 6. Juni 2001 der Referentenentwurf eines
Informationsfreiheitsgesetzes (IFG-E) vom 20. Dezember 2000 auf der Website des
Bundesinnenministeriums veröffentlicht. Ein Online-Forum lädt zur Diskussion
und zu Fragen über das geplante Gesetz ein.

2. Welche Informationsrechte werden in den Bundesländern, die ein
Informationsfreiheitsgesetz verabschiedet haben, eingeräumt, und wie werden sie
im Einzelnen begrenzt?

Nach dem Berliner Informationsfreiheitsgesetz haben natürliche und juristische
Personen das Recht auf Einsicht in Akten von Behörden und sonstigen öffentli-
chen Stellen wie rechtsfähigen Anstalten, Krankenhaus- und Eigenbetrieben.
Grenzen dieses Rechtes sind der Schutz des Gemeinwohls, personenbezogener
Daten und von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen. Die Akteneinsicht wird
auch dann verweigert, wenn durch sie die Rechtsdurchsetzung, die Strafverfol-
gung oder der behördliche Entscheidungsprozess gefährdet würden.

Das Akteninformationsgesetz Brandenburg gewährt nach Maßgabe der gesetzli-
chen Regelung im Einzelnen „jedem“ Einsicht in bei Behörden vorhandene Ak-
ten. Dies Recht besteht nicht, wenn überwiegende private (z. B. personenbezoge-
ner Datenschutz oder Urheberrechtsschutz) oder öffentliche (z. B. Strafverfolgung,
Landesverteidigung, Verwaltungsverfahren) Interessen vorgehen.

Das Informationsfreiheitsgesetz Schleswig-Holstein gewährt allen Menschen und
juristischen Personen des Privatrechts Zugang zu den bei den Verwaltungsbehör-
den vorhandenen Informationen. Begrenzt wird dieses Recht durch entgegenste-
hende Belange des personenbezogenen Datenschutzes, des Schutzes von Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnissen, von öffentlichen Belangen wie den internatio-
nalen Beziehungen und der Rechtsdurchsetzung und Strafverfolgung und dem
Schutz des behördlichen Entscheidungsbildungsprozesses.

Im Übrigen ergibt sich die Reichweite der Informationsrechte aus der Beantwor-
tung der Frage 3. Daneben wird auf die der Antwort anliegende Synopse verwie-
sen.
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3. In welchen Fragen unterscheiden sich die Regelungen dieser Bundesländer im
Wesentlichen?

Die Regelungen unterscheiden sich formal im Bereich der Anspruchsberechti-
gung. In Berlin und Schleswig-Holstein sind natürliche und juristische Personen
des Privatrechts und in Brandenburg ist „jeder“ Träger/-in des jeweiligen Rechts
auf Informationszugang. Damit sind in Brandenburg beispielsweise auch
Personenvereinigungen wie offene Handelsgesellschaften, Gewerkschaften, Be-
triebs- oder Personalräte, Bürgerinitiativen, „Verbände zur Beeinflussung öffentli-
cher Angelegenheiten“ (Artikel 21 Abs. 3 der Brandenburgischen Verfassung)
und juristische Personen des öffentlichen Rechts anspruchsberechtigt.

Die Regelungen unterscheiden sich daneben bezüglich der Anspruchsadressaten.
Behörden und Private, die mit der Ausübung hoheitlicher Befugnisse betraut sind,
sind in allen Ländern Adressaten des Rechts auf Informationszugang. In Berlin
richtet sich der Anspruch daneben auch gegen „sonstige öffentliche Stellen“ und
damit „insbesondere“ gegen nicht-rechtsfähige Anstalten, Krankenhausbetriebe,
Eigenbetriebe und Gerichte des Landes Berlin. In Schleswig-Holstein kann der
Anspruch auf Informationszugang dem Wortlaut nach zwar gegen Körperschaf-
ten, nicht jedoch gegen Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts geltend
gemacht werden.

Für die Entscheidung der Behörde über den Antrag auf Akteneinsicht gibt es in
Brandenburg im Gegensatz zu Berlin („unverzüglich“) und Schleswig-Holstein
(„unverzüglich, spätestens aber innerhalb eines Monats [...] kann auf zwei Mona-
te verlängert werden“) keine Zeitbegrenzung.

Bei dem Ablehnungsgrund des Schutzes öffentlicher Belange und der Rechts-
durchsetzung findet sich in Schleswig-Holstein keine ausdrückliche Regelung für
den Fall, dass sich ein Informationsbegehren auf Akten o. ä. bezieht, die eine
schleswig-holsteinische Behörde von einer Behörde eines anderen Bundeslandes
erhalten hat.

In Brandenburg findet sich die Regelung, dass in laufenden Verfahren Aktenein-
sicht nur nach Maßgabe des anzuwendenden Verfahrensrechts, also grundsätz-
lich nur Verfahrensbeteiligten, gewährt wird. In Berlin und Schleswig-Holstein
können die Inhaber des Rechts auf Informationszugang während des laufenden
Verfahrens keine Entwürfe zu Entscheidungen und Arbeiten zu ihrer unmittelba-
ren Vorbereitung einsehen. Dies gilt in Schleswig-Holstein nur „soweit und solan-
ge durch die vorzeitige Bekanntgabe der Informationen der Erfolg der Entschei-
dung vereitelt würde“.

In Berlin und Schleswig-Holstein hat das Recht auf Informationszugang den Cha-
rakter eines Auffangrechts, d. h. ihm gehen alle anderen Rechte, die den
Informationszugang gewähren, vor. Brandenburg bestimmt lediglich, dass in lau-
fenden Verfahren die Akteneinsicht gemäß anzuwendendem Verfahrensrecht
Vorrang vor dem Recht auf Informationszugang hat.

4. Hat der Senat Erkenntnisse darüber, dass die Verwaltung in den Ländern, die
ein Informationsfreiheitsgesetz verabschiedet haben, erheblich behindert wurde
oder dass das Recht auf freien Zugang zu Informationen missbräuchlich genutzt
wurde?

Die Berliner Senatsverwaltung für Inneres legte am 23. April 2001 eine Auswer-
tung der landesweiten Umfrage zum Gesetz zur Förderung der Informations-
freiheit im Land Berlin vor. Danach wurden im Zeitraum vom 30.  Oktober 1999 bis
zum 30. November 2000 insgesamt 164 Anträge auf Akteneinsicht oder Akten-
auskunft nach dem IFG gestellt. Der Umfang der Akten, in die Einsicht begehrt
wurde, und die zur Antragsbearbeitung aufgewandte Arbeitszeit waren sehr un-
terschiedlich.

In Brandenburg und Schleswig-Holstein gibt es keine offiziellen Auswertungen
der jeweiligen Landesregierung.

5. Ist dem Senat bekannt, dass die Erfahrungen in Skandinavien und mittlerwei-
le auch in den Bundesländern, die ein Informationsfreiheitsgesetz verabschiedet
haben, mit einem solchen Recht ausgesprochen positiv sind?
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Dem Senat ist bekannt, dass Schweden mit dem Gesetz über Pressefreiheit von
1766 (neueste Fassung von 1994) das älteste Informationszugangsgesetz der Welt
hat, in seiner Verfassung von 1975 einen Anspruch der Allgemeinheit auf Zugang
zu amtlichen Unterlagen normiert und mit dem IT-Gesetz von 1996 eine weitere
Öffnung des öffentlichen Sektors für den elektronischen Informationszugang be-
wirkt hat. Dem Senat ist daneben bekannt, dass auch in Dänemark, Norwegen
und Finnland der freie Zugang zu den Informationen der öffentlichen Verwaltung
vergleichbar gesetzlich garantiert ist und ähnlichen Novellierungen wie in
Schweden angestrebt sind.

Nach der von der Berliner Senatsverwaltung für Inneres vorgelegten Auswertung
der landesweiten Umfrage zum Gesetz zur Förderung der Informationsfreiheit im
Land Berlin war die absolute Anzahl der gestellten Anträge im ersten Jahr nach
dem In-Kraft-Treten des IFG nicht so groß, wie im Vorfeld erwartet wurde. Die
Auslegung einzelner Bestimmungen des IFG habe sich als schwierig erwiesen.
Letzteres veranlasst die Berliner Senatsverwaltung für Inneres, in konkreten
Punkten gesetzlichen Änderungsbedarf festzustellen und die Erarbeitung eines
Entwurfes zur Novellierung des IFG anzukündigen.

In Brandenburg und Schleswig-Holstein gibt es keine offiziellen Auswertungen
der jeweiligen Landesregierung.

6. Wie bewertet der Senat die Anregung, neben Gesetzen und Verordnungen
auch Verwaltungsvorschriften (z. B. durch Veröffentlichung im Internet) öffentlich
zu machen?

Der Senat setzt sich für eine verstärkte Bürgerorientierung des Verwaltungs-
handelns ein. Dazu gehört auch, das öffentliche Handeln transparenter zu ma-
chen. Über eine allgemeine Veröffentlichung von Verwaltungsvorschriften hat der
Senat noch nicht befunden.

7. Beabsichtigt der Senat die Erfahrungen anderer Staaten und Bundesländer
auszuwerten und für eine entsprechende Regelung auch in Bremen initiativ zu
werden ?

Der Senat beabsichtigt, die Erfahrungen der Bundesländer Berlin, Brandenburg
und Schleswig-Holstein und die Diskussionen über den Entwurf eines
Informationsfreiheitsgesetzes auf Bundesebene in seine Überlegungen einzube-
ziehen.
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